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Neues aus Gesetzgebung & 

Finanzverwaltung 

 
BMF: Einführungsschreiben zur Konsignationslagerregelung nach § 6b UStG 

Das Bundesministerium der Finanzen (BMF) hat am 10. Dezember 2021 ein 
Einführungsschreiben zur Konsignationslagerregelung nach § 6b UStG 
veröffentlicht. 

Mit dem BMF-Schreiben wird der UStAE mit Blick auf die durch das Gesetz zur 
weiteren steuerlichen Förderung der Elektromobilität und zur Änderung weiterer 
steuerlicher Vorschriften vom 12. Dezember 2019 eingeführte Regelung des § 6b 
UStG, der eine Vereinfachungsregelung für Lieferungen in Warenlager zu 
Abrufzwecken im Gemeinschaftsgebiet vorsieht (Konsignationslagerregelung für 
Lager im Sinne des § 6b UStG), in den Abschnitten 1.10, 1a.2, 3.12, 18a.1, 18a.2, 
18a.3, geändert, sowie neue Abschnitte 6b.1, 6b.2 und 22.3b eingefügt. 

Die Grundsätze des Schreibens sind auf alle Umsätze, die die Lieferung von 
Gegenständen in ein Lager im Sinne des § 6b UStG betreffen, anzuwenden, für 
die der Transport durch Beförderung oder Versendung am oder nach dem 01. 
Januar 2020 begonnen hat. Für alle vor dem 1. Januar 2020 im 
Abgangsmitgliedstaat begonnenen, aber nach dem 31. Dezember 2019 im 
Bestimmungsmitgliedstaat endenden Lieferungen ist die Vereinfachungsregelung 
nicht anzuwenden. 

Fundstelle 

BMF, Schreiben vom 10. Dezember 2021, III C 3 – S 7146/20/10001 :005.  

https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/BMF_Schreiben/Steuerarten/Umsatzsteuer/Umsatzsteuer-Anwendungserlass/2021-12-10-einfuehrungsschreiben-zur-konsignationslagerregelung-nach-paragraf-6b-UStG.pdf?__blob=publicationFile&v=1
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Aktuelle Rechtsprechung 
BFH-Entscheidungen, veröffentlicht am 16. Dezember 2021 (die 
Veröffentlichung hatte sich aufgrund von technischen Problemen beim 
BFH verschoben) 

 
 
Im Jahr 2015 bestand hinsichtlich der Erfassung von 
Bareinnahmen bei den Einkünften aus Gewerbebetrieb auch bei 
sog. bargeldintensiven Betrieben mit offener Ladenkasse kein dem 
Gesetzgeber zuzurechnendes strukturelles Vollzugsdefizit. 
 
Zum Urteil 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Sind wiederkehrende Barleistungen in einem vor dem 01.01.2008 
abgeschlossenen Vermögensübergabevertrag vereinbart worden, 
stellen sie dauernde Lasten dar, wenn sie abänderbar sind. 
Eine Abänderbarkeit der Leistungen kann trotz eines teilweisen 
Ausschlusses der Übernahme des pflegebedingten Mehrbedarfs 
gegeben sein. Es reicht aus, wenn sich der 
Vermögensübernehmer entweder zur persönlichen Pflege 
(mindestens im Umfang der bis 2016 geltenden Pflegestufe 1 bzw. 
des ab 2017 geltenden Pflegegrades 2) oder in entsprechendem 
Umfang zur Übernahme der Kosten für die häusliche Pflege oder 
der Kosten für die externe Pflege verpflichtet hat. 
 
Zum Urteil 
 
 
Die Ablaufhemmung des § 171 Abs. 14 AO setzt voraus, dass der 
Erstattungsanspruch vor Ablauf der Festsetzungsfrist entstanden 
ist (Anschluss an BFH-Urteile vom 04.08.2020 - VIII R 39/18, 
BFHE 270, 81, sowie vom 25.11.2020 - II R 3/18, BFHE 272, 1). 
In den sog. Bauträgerfällen führt ein Erstattungsanspruch des 
Leistungsempfängers (Bauträger) nicht zu einer Ablaufhemmung 
für die Steuerfestsetzung beim Bauleistenden, wenn im Zeitpunkt 
der Festsetzung des Erstattungsanspruchs bereits 
Festsetzungsverjährung beim Bauleistenden eingetreten ist. 
 

Zum Urteil 
 
 
 

Urteil IV R 34/18: Kein 
strukturelles 
Vollzugsdefizit bei 
bargeldintensiven 
Betrieben im Jahr 2015 
 
 
 
 
 
 
16. September 2021 
 

Urteil X R 31/20: 
Vermögensübergabe 
gegen Versorgungs-
leistungen 
 
 
 
 
 
 
 
16. Juni 2021 
 

 

 
Urteil V R 3/20: Keine 
Ablaufhemmung beim 
Bauleistenden in sog. 
Bauträgerfällen 
 
 
 
 
 
 
 
27. Juli 2021 

 

http://www.rechtsprechung-im-internet.de/jportal/portal/t/cth/page/bsjrsprod.psml?pid=Dokumentanzeige&showdoccase=1&js_peid=Trefferliste&documentnumber=14&numberofresults=9504&fromdoctodoc=yes&doc.id=STRE202110233&doc.part=L&doc.price=0.0&doc.hl=1#focuspoint
http://www.rechtsprechung-im-internet.de/jportal/portal/t/d2j/page/bsjrsprod.psml?pid=Dokumentanzeige&showdoccase=1&js_peid=Trefferliste&documentnumber=1&numberofresults=1&fromdoctodoc=yes&doc.id=STRE202110235&doc.part=L&doc.price=0.0&doc.hl=1#focuspoint
http://www.rechtsprechung-im-internet.de/jportal/portal/t/fgk/page/bsjrsprod.psml?pid=Dokumentanzeige&showdoccase=1&js_peid=Trefferliste&documentnumber=1&numberofresults=1&fromdoctodoc=yes&doc.id=STRE202110234&doc.part=L&doc.price=0.0&doc.hl=1#focuspoint
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Rechtsprechung im Blog 
 

Festsetzung von Hinterziehungszinsen für verkürzte 
Einkommensteuervorauszahlungen neben der Festsetzung von 
Hinterziehungszinsen für hinterzogene Jahreseinkommensteuer 

Die Festsetzung von Hinterziehungszinsen für verkürzte 
Einkommensteuervorauszahlungen neben der Festsetzung von 
Hinterziehungszinsen für verkürzte Jahreseinkommensteuer desjenigen 
Veranlagungszeitraums, für den die Vorauszahlungen zu leisten gewesen wären, 
bewirkt keine Doppelverzinsung desselben Steueranspruchs, wenn sich die den 
Festsetzungen zugrunde liegenden Zinsläufe nicht überschneiden. Das hat der 
Bundesfinanzhof (BFH) in einem aktuellen Urteil entschieden. 

Sachverhalt 

Die verheirateten und zusammen veranlagten Kläger erstatteten für die 
Veranlagungszeiträume 2003 bis 2013 Selbstanzeigen, in denen sie bisher nicht 
versteuerte ausländische Kapitalerträge der Klägerin nacherklärten. Sowohl die 
daraufhin geänderten Einkommensteuerbescheide für diese 
Veranlagungszeiträume als auch die Festsetzung der Hinterziehungszinsen für 
die (Jahres-)Einkommensteuer für diese Zeiträume im Zinsbescheid vom 08. 
August 2016 durch das Finanzamt erfolgten entsprechend den nacherklärten 
Einkünften. Weder die geänderten Einkommensteuerbescheide noch die 
Festsetzung der Hinterziehungszinsen zur Jahreseinkommensteuer im 
Zinsbescheid vom 08. August 2016 sind Gegenstand des vorliegenden 
Verfahrens. 

Im Anschluss an die Selbstanzeigen ergingen keine geänderten 
Vorauszahlungsbescheide. Ein Strafverfahren wegen der Hinterziehung der 
Einkommensteuervorauszahlungen wurde gegen die Kläger ebenfalls nicht 
eröffnet. 

Das Finanzamt setzte im Zinsbescheid vom 08. August 2016 gegenüber den 
Klägern auch Hinterziehungszinsen zu hinterzogenen 
Einkommensteuervorauszahlungen für die im Zinsbescheid näher bezeichneten 
Quartale aus den Veranlagungszeiträumen 2004 bis 2008, 2010 und 2012 und 
wegen hinterzogenen Solidaritätszuschlags zu den hinterzogenen 
Vorauszahlungen fest. 

Die Klage vor dem Finanzgericht Baden-Württemberg hatte nur teilweise Erfolg. 

Die Revision der Kläger richtet sich gegen die im Zinsbescheid vom 08. August 
2016 festgesetzten Hinterziehungszinsen auf Einkommensteuervorauszahlungen. 
Die Kläger vertreten die Auffassung, dass die Festsetzung von 
Hinterziehungszinsen zu verkürzten Einkommensteuervorauszahlungen neben 
der Festsetzung von Hinterziehungszinsen für die hinterzogene 
Jahreseinkommensteuer desjenigen Veranlagungszeitraums, für den die 
Vorauszahlungen zu leisten gewesen wären, eine systemwidrige und unzulässige 
Doppelverzinsung derselben verkürzten Einkommensteuerbeträge bewirke. 

Entscheidung des BFH 

Der BFH hat die Revision gegen das Urteil der Vorinstanz wurde im Wesentlichen 
als unbegründet zurückgewiesen. Nur, soweit die Entscheidung die Festsetzung 
von Hinterziehungszinsen für das 1. und 2. Quartal 2012 betrifft, wurde die 
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Entscheidung wegen unzureichender tatsächlicher Feststellungen aufgehoben 
und die Sache zur anderweitigen Verhandlung und Entscheidung an das 
Finanzgericht Baden-Württemberg zurückverwiesen 

Die Festsetzung von Hinterziehungszinsen für verkürzte 
Einkommensteuervorauszahlungen neben der Festsetzung von 
Hinterziehungszinsen für verkürzte Jahreseinkommensteuer desjenigen 
Veranlagungszeitraums, für den die Vorauszahlungen zu leisten gewesen wären, 
bewirkt keine Doppelverzinsung desselben Steueranspruchs, wenn sich die den 
Festsetzungen zugrunde liegenden Zinsläufe nicht überschneiden. 

Für den (bedingten) Vorsatz, durch die Nichtangabe von Einkünften in der 
Jahressteuererklärung eines Vorjahres auch Einkommensteuervorauszahlungen 
gemäß § 370 Abs. 1 Nr. 1 AO zu hinterziehen, ist grundsätzlich erforderlich, dass 
gegenüber dem Steuerpflichtigen regelmäßig Einkommensteuervorauszahlungen 
festgesetzt werden und ihm bekannt ist, dass Einkünfte, die in der 
Einkommensteuererklärung für einen früheren Veranlagungszeitraum nicht 
angegeben werden, auch für die Festsetzung der Vorauszahlungen nicht 
berücksichtigt werden. 

Die sichere Kenntnis, in welcher Höhe künftige 
Einkommensteuervorauszahlungen verkürzt werden, wenn in der 
Jahressteuererklärung eines Vorjahres Einkünfte nicht angegeben werden, ist für 
die Annahme des Vorsatzes nicht erforderlich. 

Fundstelle 

BFH, Urteil vom 28. September 2021 (VIII R 18/18), veröffentlicht am 02. 
Dezember 2021. 

 

Die Verwertung von Markenrechten und Internetdomains stellt eine 
gewerbliche Tätigkeit dar 

Die Verwertung von Markenrechten und Internetdomains stellt eine gewerbliche 
Tätigkeit dar mit der Folge, dass in diesem Bereich erzielte Verluste 
einkommensteuerlich zu berücksichtigen sind. Dies hat das Finanzgericht 
Münster in einem aktuellen Urteil entschieden. 

Sachverhalt 

Der Kläger ließ seit dem Jahr 1998 Markenrechte auf Vorrat gegen Zahlung einer 
entsprechenden Gebühr auf seinen Namen eintragen, die er an potentielle 
Interessenten verkaufen wollte. Er entwickelte außerdem neue Markennamen, 
ließ diese schützen und erwarb in einigen Fällen auch die dazu passende 
Internetdomain. 

Nach den Vorstellungen des Klägers sollten ihm Interessenten die 
entsprechenden Markenrechte und Internetdomains abkaufen, um diese selbst zu 
nutzen. Er erwartete, dass etwaige Interessenten aufgrund einer Registeranfrage 
von den entgegenstehenden Rechten des Klägers erfahren und dann mit ihm in 
Verkaufsverhandlungen eintreten würden. 

Der Kläger aktivierte die Aufwendungen für die Sicherung der Markenrechte als 
immaterielle Wirtschaftsgüter des Anlagevermögens. Für die Jahre 1999 bis 2007 
berücksichtigte das Finanzamt Einkünfte aus der Verwertung von Markenrechten 
nebst Domains. 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202110232/
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Vor dem Hintergrund, dass Markenrechte im Allgemeinen nach zehn Jahren 
erlöschen, sofern sie nicht entgeltlich verlängert werden, entschloss sich der 
Kläger im Jahr 2009 dazu, die auslaufenden Markenrechte nicht zu verlängern. 
Für die Jahre 2009 und 2010 ermittelte der Kläger ausgehend von den jeweiligen 
Buchwerten der Markenrechte und Domains Anlagenabgänge und gab in seinen 
Einkommensteuererklärungen Verluste aus seiner Tätigkeit an. 

Das Finanzamt lehnte die Berücksichtigung der erklärten Verluste ab mit der 
Begründung, dass die Tätigkeit der Verwertung von Markenrechten nebst 
Domains keine gewerbliche Tätigkeit darstelle. Es fehle seit Ankauf der 
Schutzrechte an einer Beteiligung am allgemeinen wirtschaftlichen Verkehr, da 
der Kläger eine Kontaktaufnahme seiner potentiellen Kunden erwarte. 

Mit seiner hiergegen erhobenen Klage machte der Kläger insbesondere geltend, 
dass er mit Gewinnerzielungsabsicht tätig gewesen sei und sich marktgerecht 
verhalten habe. 

Richterliche Entscheidung 

Das Finanzgericht Münster hat der Klage stattgegeben und die 
Prüfungsanordnung aufgehoben. 

Die Verluste aus der Tätigkeit der Verwertung von Markenrechten nebst Domains 
seien zu berücksichtigen, da es sich bei der Tätigkeit des Klägers um eine 
gewerbliche Tätigkeit gehandelt habe. Der Kläger habe die Tätigkeit selbstständig 
und nachhaltig ausgeübt. Er habe sich auch am allgemeinen wirtschaftlichen 
Verkehr beteiligt. 

Dem stehe nicht entgegen, dass er die Übertragung der zu seinen Gunsten 
eingetragenen Markenrechte nicht am Markt beworben habe, denn nach dem in 
den Streitjahren bestehenden Markenrecht wäre dies für eine Verwertung der 
vom Kläger erlangten formalen Registereintragung hinderlich gewesen. Es habe 
gerade zum Geschäftskonzept des Klägers gehört, den Eindruck zu erwecken, er 
habe sich aufgrund eines entsprechenden Angebots des Interessenten nunmehr 
zur Veräußerung einer von ihm genutzten Marke entschlossen. 

Der Kläger habe auch mit Gewinnerzielungsabsicht gehandelt. Die von ihm 
ausgeübte Tätigkeit sei schließlich auch nicht der privaten Vermögensverwaltung 
zuzuordnen. Dabei seien die allgemeinen Grundsätze zu Grunde zu legen, die 
sich am „Bild des Handels“ und des „produzierenden Unternehmers“ orientierten. 
Danach spreche entscheidend für eine Gewerblichkeit der Tätigkeit des Klägers, 
dass er die Markenrechte nicht bloß an- und verkauft, sondern diese durch 
Registereintragung selbst geschaffen habe. Dadurch sei er „produzentenähnlich“ 
tätig gewesen. Die Tätigkeit des Klägers sei auch nicht auf eine langfristige 
Fruchtziehung angelegt gewesen, sondern auf eine Generierung von Erträgen 
durch möglichst kurzfristige Übertragung der zu seinen Gunsten eingetragenen 
Markenrechte auf Dritte. 

Das Finanzgericht hat die Revision zum Bundesfinanzhof zur Fortbildung des 
Rechts zugelassen. 

Fundstelle 

Finanzgericht Münster, Urteil vom 15. September 2021 (13 K 3818/18 E), vgl. 
die Pressemitteilung Nr. 17 vom 01. Dezember 2021; die Revision wurde 
zugelassen, über die Einlegung ist noch nichts bekannt. 

 

 

https://www.justiz.nrw.de/nrwe/fgs/muenster/j2021/13_K_3818_18_E_Urteil_20210915.html
https://www.fg-muenster.nrw.de/behoerde/presse/pressemitteilungen/PM_17_01_12_2021/index.php
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E-MAIL SENDEN 

 

Weitere interessante News und 
Entscheidungen finden Sie in unserem 
Blog Steuern & Recht  
 
 
 

 

HIER 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

 

 

 

 

Noch Fragen? 
 

Dann sprechen Sie bitte Ihren PwC-Berater an oder senden Sie eine E-Mail. 

 

 

Die Beiträge sind als Hinweise für unsere Mandanten bestimmt. Für die Lösung 

einschlägiger Probleme greifen Sie bitte auf die angegebenen Quellen oder die 

Unterstützung unserer für Sie tätigen Büros zurück. Teile dieser 

Veröffentlichung/Information dürfen nur nach vorheriger schriftlicher Zustimmung 

durch den Herausgeber nachgedruckt und vervielfältigt werden. 

Meinungsbeiträge geben die Auffassung der einzelnen Autoren wieder. 

 

Alle aktuellen Veranstaltungen finden  
Sie in der PwC Veranstaltungssuche. 
 

 
 

 

VERANSTALTUNGSSUCHE 
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https://www.pwc.de/de/veranstaltungen.html
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https://www.pwc.de/de/veranstaltungen.html
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